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Satzung des Notfallverbundes Archive Rhein-Neckar (NARN)

§ 1

Name, Sitz und Geschäftsjahr

Der Verein führt den Namen "Notfallverbund Archive Rhein-Neckar" (NARN). Er soll in 
das Vereinsregister eingetragen werden. Nach der Eintragung ins Vereinsregister führt 
er den Zusatz e.V. Der Verein hat seinen Sitz in Heidelberg. Das Geschäftsjahr des 
Vereins ist das Kalenderjahr.

§ 2

Zweck des Vereins

Zweck des Vereins ist die Förderung der Kunst und Kultur, sowie die Förderung des 
Katastrophenschutzes. Der Satzungszweck wird verwirklicht insbesondere durch den 
Kulturgutschutz im Allgemeinen in der Region Rhein-Neckar. Insbesondere berät und 
unterstützt er Archive jeglicher Art bei der gemeinschaftlichen Notfallvorsorge und im 
Katastrophenfall. Dazu gehören auch das Bereithalten einer Notfallausrüstung, die Pla-
nung von Präventionsmaßnahmen und die Organisation von Notfallhilfen. Er schult Mit-
arbeiterInnen/HelferInnen, erarbeitet Handlungsempfehlungen und veranstaltet praxis-
nahe Übungen mit den ortsansässigen Hilfs- und Rettungsdiensten.

Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar Zwecke im Sinne des Abschnitts 
„Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. Der Verein ist selbstlos tätig, er ver-
folgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. Mittel des Vereins dürfen nur für 
die satzungsgemäßen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder erhalten keine Zuwen-
dungen aus Mitteln des Vereins. Ehrenamtliche Mitarbeiter in besonderen Verantwor-
tungs- und Aufgabenbereichen können eine Aufwandsentschädigung (z.B. Fahrkosten, 
Telefon usw.) erhalten. Mitglieder erhalten bei ihrem Ausscheiden oder bei Auflösung 
oder Aufhebung des Vereins weder die eingezahlten Beiträge zurück, noch haben sie 
irgendeinen Anspruch auf das Vereinsvermögen.

Es darf keine Person durch Ausgaben, die den Zwecken des Vereins fremd sind oder 
durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.

§ 3

Erwerb der Mitgliedschaft

Mitglieder des Vereins können natürliche und juristische Personen, in der Regel nur 
Archive aus der Region Rhein-Neckar sein. Über den schriftlichen Antrag entscheidet 
der Vorstand. Die Mitgliedschaft beginnt mit dem Ersten des Monats, der dem Eingang 
des Mitgliedsantrags beim Vorstand und dessen Befürwortung durch den Vorstand 
folgt. Bei Ablehnung des Aufnahmeantrages ist der Vorstand nicht verpflichtet, dem 
Antragsteller die Gründe der Ablehnung bekannt zu geben. 



2

§ 4 

Beendigung der Mitgliedschaft

Die Mitgliedschaft endet

1. mit der Aufgabe des Geschäftszwecks bzw. dem Tod des Mitglieds,

2. durch freiwilligen Austritt,

3. durch Ausschluss aus dem Verein,

4. durch Streichung von der Mitgliedsliste.

Der freiwillige Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber einem Mitglied des 
Vorstandes. Er ist zum Schluss eines Kalenderjahres unter Einhaltung einer Kündi-
gungsfrist von drei Monaten zulässig. Ein Mitglied kann durch Beschluss des Vorstan-
des von der Mitgliederliste gestrichen werden, wenn es trotz zweimaliger schriftlicher 
Mahnung mit der Zahlung des Beitrages im Rückstand ist. Die erfolgte Streichung ist 
dem Mitglied mitzuteilen. Ein Mitglied kann, wenn es gegen die Vereinsinteressen gröb-
lich verstoßen hat, durch Beschluss des Vorstandes aus dem Verein ausgeschlossen 
werden. Vor der Beschlussfassung ist dem Mitglied unter Setzung einer angemessenen 
Frist Gelegenheit zu geben, sich persönlich vor dem Vorstand oder schriftlich zu recht-
fertigen. Der Beschluss über den Ausschluss ist mit Gründen zu versehen und dem 
Mitglied an die letzte bekannte Adresse mittels eingeschriebenen Briefes bekannt zu 
geben. Gegen den Ausschließungsbeschluss des Vorstandes steht dem Mitglied das 
Recht der Berufung an die Mitgliederversammlung zu. Die Berufung muss innerhalb 
einer Frist von einem Monat ab Zugang des Ausschließungsbeschlusses beim Vorstand 
eingelegt werden. Macht das Mitglied von dem Recht der Berufung gegen den Aus-
schließungsbeschluss keinen Gebrauch oder versäumt es die Berufungsfrist, so unter-
wirft es sich damit dem Ausschließungsbeschluss.

§ 5

Mitgliedsbeiträge

Von den Mitgliedern werden Beiträge erhoben. Die Höhe des Jahresbeitrages und des-
sen Fälligkeit werden von der Mitgliederversammlung bestimmt.

§ 6

Organe des Vereins

Organe des Vereins sind

1. der Vorstand

2. die Mitgliederversammlung
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§ 7

Vorstand

Der Vorstand des Vereins besteht aus:

1. Vorsitzende/r,

2. Vorsitzende/r,

Kassierer/in,

Schriftführer/in.

Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich durch den geschäftsführenden Vor-
stand vertreten. Dieser setzt sich aus der/dem 1. Vorsitzenden und der/dem 2. Vorsit-
zenden mit jeweiliger Einzelvertretungsberechtigung zusammen.

§ 8

Amtsdauer des Vorstandes

Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung auf die Dauer von zwei Jahren, vom 
Tage der Wahl an gerechnet, gewählt. Er bleibt jedoch bis zur Neuwahl des Vorstandes 
im Amt. Jedes Vorstandsmitglied ist einzeln zu wählen. Wählbar sind nur Vereinsmit-
glieder. Scheidet ein Mitglied des Vorstandes während der Amtsperiode aus, so kann 
der Vorstand oder eine einzuberufende Mitgliederversammlung ein Ersatzmitglied für 
die restliche Amtsdauer des Ausgeschiedenen wählen. In diesem Fall können zwei 
Ämter zusammengelegt werden.

§ 9

Zuständigkeit des Vorstandes

Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten des Vereins zuständig. Der Vorstand kann für 
die Geschäfte der laufenden Verwaltung einen Geschäftsführer bestellen. Dieser ist 
berechtigt, an den Sitzungen des Vorstandes mit beratender Stimme teilzunehmen.

Der Vorstand hat vor allem folgende Aufgaben und Befugnisse:

1. Vorbereitung der Mitgliederversammlungen und Aufstellung der Tagesordnungen,

2. Einberufung der Mitgliederversammlung durch ein Vorstandsmitglied (vgl. § 13),

3. Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung,

4. Erstellen des Jahresberichts,

5. Beschlussfassung über Aufnahme, Streichung und Ausschluss von Mitgliedern,

6. Vorbereitung und Durchführung von Weiterbildungen und Übungen,

7. Abschluss von Verträgen mit Dienstleistern,

8. Der geschäftsführende Vorstand ist zum Abschluss von Rechtsgeschäften bis 
5.000 € berechtigt (Innenverhältnis).
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§ 10

Beschlussfassung des Vorstandes

Der Vorstand fasst seine Beschlüsse im Allgemeinen in Vorstandssitzungen, die vom 1. 
Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung vom 2. Vorsitzenden, schriftlich oder fernmünd-
lich einberufen werden. Eine Einberufungsfrist von drei Tagen ist einzuhalten. Der Vor-
stand ist beschlussfähig, wenn mindestens zwei Vorstandsmitglieder, darunter die/der 
1. Vorsitzende oder die/der 2. Vorsitzende, anwesend sind. Bei der Beschlussfassung 
entscheidet die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet die Stimme des Leiters der Vorstandssitzung. Über die Beschlüsse des 
Vorstandes ist zu Beweiszwecken ein Protokoll zu fertigen und vom Sitzungsleiter und 
vom Schriftführer zu unterschreiben. Die Niederschrift soll Ort und Zeit der Vorstands-
sitzung, die Namen der Teilnehmer, die gefassten Beschlüsse und die Abstimmungs-
ergebnisse enthalten. Die Vereinigung mehrerer Vorstandsämter in einer Person ist 
unzulässig (Ausnahme vgl. § 8).

Beschlüsse des Vorstands können auch schriftlich oder fernmündlich gefasst werden, 
wenn alle Vorstandsmitglieder ihre Zustimmung zu diesem Verfahren schriftlich oder 
fernmündlich erklären. Schriftlich oder fernmündlich gefasste Vorstandsbeschlüsse sind 
schriftlich niederzulegen und zu unterzeichnen.

§ 11

Revision

Zwei Kassenprüfer die im Vorstand weder Sitz noch Stimme haben, sind durch die Mit-
gliederversammlung mit einfacher Stimmenmehrheit zu wählen. Die Kassenprüfer 
haben das Recht, jederzeit Kassenprüfungen vorzunehmen und die Pflicht, mindestens 
einmal jährlich eine solche Prüfung durchzuführen und der Mitgliederversammlung dar-
über zu berichten.

§ 12

Mitgliederversammlung

In der Mitgliederversammlung hat jedes Mitglied - auch ein Ehrenmitglied - eine 
Stimme. Das Stimmrecht kann nur persönlich ausgeübt werden. Die Mitgliederver-
sammlung ist ausschließlich für folgende Angelegenheiten zuständig:

1. Entgegennahme des Jahresberichts des Vorstandes; Entlastung des Vorstandes

2. Festsetzung der Höhe und der Fälligkeit des Jahresbeitrages

3. Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstandes und der Kassenprüfer

4. Beschlussfassung über Änderung der Satzung und über die Auflösung des Vereins

5. Beschlussfassung über die Berufung gegen einen Ausschließungsbeschluss des 
Vorstandes

6. Ernennung von Ehrenmitgliedern
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In Angelegenheiten, die in den Zuständigkeitsbereich des Vorstandes fallen, kann die 
Mitgliederversammlung Empfehlungen an den Vorstand beschließen. Der Vorstand 
kann seinerseits in Angelegenheiten seines Zuständigkeitsbereichs die Meinung der 
Mitgliederversammlung einholen.

§ 13

Einberufung der Mitgliederversammlung

Mindestens einmal im Jahr soll die ordentliche Mitgliederversammlung stattfinden. Sie 
wird von einem Vorstandsmitglied unter Einhaltung einer Frist von vier Wochen schrift-
lich unter Angabe der Tagesordnung einberufen. Die Frist beginnt mit dem auf die 
Absendung des Einladungsschreibens folgenden Tag. Das Einladungsschreiben gilt 
dem Mitglied als zugegangen, wenn es an die letzte vom Mitglied bekannt gegebene 
Adresse gerichtet ist. Anträge zur Tagesordnung müssen eine Woche vor dem Zeit-
punkt der Mitgliederversammlung beim 1. oder 2. Vorsitzenden schriftlich vorliegen. 
Über ihre Zulassung zur Tagesordnung entscheidet die Mitgliederversammlung mit ein-
facher Stimmenmehrheit.

Satzungsändernde Anträge und Anträge zur Vereinsauflösung müssen unter Einhaltung 
einer Frist von zwei Wochen schriftlich eingebracht werden.

§ 14

Beschlussfassung der Mitgliederversammlung

Die Mitgliederversammlung wird vom 1. Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung vom 2. 
Vorsitzenden oder einem anderen Vorstandsmitglied, geleitet. Bei Wahlen kann die 
Versammlungsleitung für die Dauer des Wahlgangs und der vorhergehenden Diskus-
sion einem Wahlausschuss übertragen werden. Die Art der Abstimmung bestimmt die 
Mitgliederversammlung. Die Abstimmung muss schriftlich durchgeführt werden, wenn 
ein Drittel der erschienenen stimmberechtigten Mitglieder dies beantragt. Die Mitglie-
derversammlung ist nicht öffentlich. Der Versammlungsleiter kann jedoch Gäste zulas-
sen. Die zugelassenen Gäste besitzen keine Stimme. Die Mitgliederversammlung ist 
beschlussfähig, wenn mindestens ein Viertel sämtlicher Vereinsmitglieder anwesend ist. 
Bei Beschlussunfähigkeit ist der Vorstand verpflichtet, innerhalb von vier Wochen eine 
zweite Mitgliederversammlung mit der gleichen Tagesordnung einzuberufen; diese ist 
ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. Hierauf ist in 
der Einladung hinzuweisen. Die Mitgliederversammlung fasst Beschlüsse im Allgemei-
nen mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen; Stimmenthaltungen 
bleiben daher außer Betracht. Zur Änderung der Satzung ist jedoch eine Mehrheit von 
drei Viertel der abgegebenen gültigen Stimmen, zur Auflösung des Vereins eine solche 
von vier Fünfteln erforderlich. Für Wahlen gilt folgendes: Hat im ersten Wahlgang kein 
Kandidat die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen erreicht, findet eine Stich-
wahl zwischen den Kandidaten statt, welche die beiden höchsten Stimmzahlen erreicht 
haben. Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein Protokoll aufzunehmen, 
das vom jeweiligen Versammlungsleiter und dem Schriftführer zu unterzeichnen ist. Es 
soll folgende Feststellungen enthalten: Ort und Zeit der Versammlung, die Person des 
Versammlungsleiters, die Zahl der erschienenen Mitglieder, die Tagesordnung, die ein-
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zelnen Abstimmungsergebnisse und die Art der Abstimmung. Bei Satzungsänderung 
soll der Wortlaut angegeben werden.

§ 15

Außerordentliche Mitgliederversammlungen

Das Einberufungsorgan kann jederzeit eine außerordentliche Mitgliederversammlung 
einberufen. Diese muss einberufen werden, wenn das Interesse des Vereins es erfor-
dert oder wenn die Einberufung von einem Drittel aller Mitglieder schriftlich unter Anga-
be des Zwecks und der Gründe verlangt wird. Für die außerordentliche Mitgliederver-
sammlung gelten die § 12,13 und 14 entsprechend.

§ 16

Auflösung des Vereins und Anfallberechtigung

Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Mitgliederversammlung mit der im § 14 
festgelegten Stimmenmehrheit beschlossen werden. Sofern die Mitgliederversammlung 
nichts anderes beschließt, sind der 1. Vorsitzende und der 2. Vorsitzende die gemein-
sam vertretungsberechtigten Liquidatoren. 

Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke 
fällt das Vermögen des Vereins an eine juristische Person des Öffentlichen Rechts oder 
an eine andere steuerbegünstigte Körperschaft zwecks Verwendung für die Förderung 
von Kunst und Kultur, insbesondere zur Rettung von Kulturgut.

Diese Satzung wurde in der Mitgliederversammlung vom 19.06.2018 beschlossen und 
trat mit der behördlichen Anerkennung am 1.10.2018 in Kraft.

Heidelberg, 19.06.2018


